
54 Nr. 3685. Erk. v. 16. März 1960, K 11-1/59.

Ob sie dabei § 516 ASVG. richtig angewendet hat, ob sie insbesondere
mit Recht auf Normen des deutschen Sozialversicherungsrechts
Bezug genommen hat, war nicht zu untersuchen, weil dies eine Frage
des Bescheidinhaltes und nicht mehr der Zuständigkeit ist, daher
auf das verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht auf das Verfahren
vor dem gesetzlichen Richter keinen Einfluß hat. Der Beschwerde-
führer ist daher durch den angefochtenen Bescheid in diesem ver-
fassungsgesetzlich gewährleisteten Recht nicht verletzt worden.

c) Da im Verfahren auch nicht die Verletzung eines anderen
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes hervorgekommen ist,
war die Beschwerde als unbegründet abzuweisen.

Zur Entscheidung darüber, ob der Beschwerdeführer durch den
angefochtenen Bescheid in einem sonstigen Recht verletzt worden
ist, war die Beschwerde zufolge des darin gestellten Antrages gemäß
Art. 144 Abs. 2 B.-VG. und § 87Abs. 3 VerfGG. 1953 dem Verwaltungs-
gerichtshof abzutreten.

3685
Kompetenzfeststellung. Zuständigkeit des Landes Kärnten zur
Einrichtung eines Fonds zur Leistung von Beihilfen in wirt-
schaftlichen Notfällen, hervorgerufen durch Tierverluste, die
nicht durch Seuche oder sonstige Krankheit entstehen. Begriff
"Fonds". Aus dem Kompetenztatbestand "Stiftungs- und Fonds-
wesen" ist nur die Zuständigkeit zur Regelung der Organisation
einer Stiftung oder eines Fonds abzuleiten. Die Zuständigkeit
zur Übertragung von Aufgaben der Hoheitsverwaltung auf einen
Fonds richtet sich nach der Zuständigkeit zur Gesetzgebung
in der betreffenden Verwaltungsmaterie. Es ist verfassungs-
rechtlich zulässig, für vereinzelte Aufgaben Organe von Nicht-
Gebietskörperschaften mit der Vollzugsgewalt des Bundes oder

eines Landes auszustatten.
Erk. v. 16. März 1960, K lI·I/59.

I. Die Erlassung des im Entwurf vorgelegten Gesetzes betreffend die
Novellierung des Tierseuchenfondsgesetzes vom 1. August 1950, LGBl. für
Kärnten Nr. 18, fällt gemäß Art. 15 Abs. 1 B.-VG. in die Zuständigkeit
des Landes Kärnten.

11. Rechtssatz :
Die Einrichtung eines Fonds zur Leistung von Beihilfen in wirtschaft-

lichen Notfällen betrieblicher Art, hervorgerufen durch Tierverluste, die
nicht durch Seuche oder sonstige Krankheit entstehen, ist eine Angelegen-
heit, die gemäß Art. 15 Abs. 1 B.-VG. in die Zuständigkeit der Länder fällt.

111. Der Bundeskanzler ist gemäß § 56 Abs. 4 VerfGG. 1953verpflichtet,
diesen Rechtssatz unverzüglich im Bundesgesetzblatt kundzumachen.
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Entscheidungsgründe :
A.

Durch § I des Tierseuchenfondsgesetzes vom 1. August 1950;
LGBl. für Kärnten Nr. 18, wurde der "Tierseuchenfonds für das
Bundesland Kärnten" als eine Einrichtung des öffentlichen Rechtes
errichtet, § 2 dieses Gesetzes lautet:

"Der Fonds ist bestimmt:
a) zur Leistung von Beihilfen für Tierverluste infolge Tierseuchen

oder sonstiger Erkrankungen, für welche der Bund gemäß den
Bestimmungen des Tierseuchengesetzes vom 6. August 1909,
RGBl. Nr. 177, in der jeweils geltenden Fassung keine oder nicht
die volle Entschädigung leistet oder nur eine Unterstützung
gewährt,

b) zur Übernahme der Kosten für Vorbeugung, Heilung und
andere Maßnahmen zur Bekämpfung von Tierseuchen und an·
dernen Krankheiten sowie der Kosten für Untersuchungen in
Tierseuchenangelegenheiten, soweit diese Kosten nicht auf Grund
des Tierseuchengesetzes oder anderer Gesetze vom Bund zu tragen
sind."
Der Gesetzentwurf, der Gegenstand des Kompetenzfeststellungs-

verfahrens ist, sieht nun vor, daß diesem § 2 folgende lit. c neu hin·
zuzufügen ist:

"c) zur Leistung von Beihilfen für Tierverluste in anderen
als in lit. a angeführten Fällen, wenn durch den Tierverlust der
Besitzer in eine wirtschaftliche Notlage geraten ist."
Die Mittel des Fonds werden u. a. durch Beiträge der Tierbesitzer

aufgebracht (§§ 3 bis 6). Das Verfahren betreffend die Ausschüttung
von Leistungen des Fonds ist im § 7 geordnet. Der Fonds wird durch
das Kuratorium verwaltet, dessen Einrichtung und Funktion in den
§§ 8 bis II geregelt ist. Die Aufsicht über den Fonds führt die Landes-
regierung (§ 12). § 13 regelt' die Auflösung des Fonds; § 14 enthält
die Schlußbestimmungen.

Gegenstand der Feststellung gemäß Art. 138 Abs. 2 B.-VG. ist
lediglich die im Entwurf vorliegende Novelle. Diese Novelle erfaßt
allerdings auch den bereits bestehenden alten Gesetzestext, soweit
er Voraussetzung für den neuen Gesetzgebungsakt ist. Soweit also
zwischen dem bestehenden Gesetzestext und der Novelle dieser
untrennbare Zusammenhang besteht, wird durch die Novelle das
Gesetz neu erlassen werden. Soweit aber dieser Zusammenhang nicht
besteht, der alte Gesetzestext also mit der Novelle nichts gemeinsam
hat, bleibt das frühere Gesetz für sich allein unberührt bestehen.
Ein bestehendes Gesetz kann aber nicht Gegenstand eines Verfahrens
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gemäß Art. 138 Abs. 2 B.-VG. sein. Daher werden die bestehenden
Bestimmungen des § 2 lit. a und b des Tierseuchenfondsgesetzes
und die ausschließlich damit (und nicht auch mit der neuen lit. c)
im Zusammenhang stehenden anderen Regelungen des Gesetzes
durch das schwebende Verfahren nicht betroffen; insbesondere ist
die Frage der Verfassungsmäßigkeit dieser Bestimmungen nicht
Gegenstand des Verfahrens.

Der Gesetzentwurf ist so zu beurteilen, als ob durch den Novel-
lierungsakt der Fonds, beschränkt auf die Aufgabe gemäß der neuen
lit. c des § 2, erst errichtet werden würde.

B.
1. Maßgeblich für die Feststellung, welcher Kompetenz im Sinne

der Bundesverfassung das in Rede stehende Gesetz zuzuordnen ist,
ist der Inhalt des Gesetzes (vgl: u. a. Slg. Nr. 2452/1952). Dieser
Inhalt ist unterschiedlich:

1. Das Geset,z enthält Bestimmungen über die Einrichtung eines
Fonds (§§ 1, 2 [Eingangssatz und lit. c], 3 bis 6, 8 bis 13, 14 teil·
weise).

Daß es sich tatsächlich um einen Fonds handelt, dessen Einrichtung
durch die bezeichneten Bestimmungen geregelt wird, darf nicht
nur aus der Erklärung des § 1 Abs. 1 ("für das Bundesland Kärnten
wird ein Fonds errichtet") abgeleitet werden. Es muß auch unter·
sucht werden, ob diese Erklärung stimmt. Würde sie nicht stimmen,
dann wäre eben die Errichtung des Fonds nicht Gesetzesinhalt und
das Kompetenzfeststellungsverfahren müßte demnach in anderer
Richtung laufen.

Zuerst ist daher zu umschreiben, was unter "Fonds" im Sinne
der Bundesverfassung zu verstehen ist. Dann ist zu prüfen, ob diese
Umschreibung auf die Einrichtung, die durch das Gesetz geschaffen
und als Fonds bezeichnet wird, zutrifft.

Das B.-VG. verwendet die Bezeichnung "Fonds" im Art. 10
Abs. 1 Z. 13. Eine Definition des Begriffes "Fonds" enthält die
Bundesverfassung nicht. Sie setzt den Begriffsinhalt als bekannt
voraus. Es ist daher zu untersuchen, in welcher rechtlichen Prägung
die Rechtsordnung diesen Begriff im Zeitpunkt der Schaffung des
Kompetenztatbestandes, hier das Wirksamwerdens der Kompetenz.
artikel des B.-VG. am 1. Oktober 1925, verwendet hat (vgl. u. a.
Erk. Slg. Nr. 2721/1954). Die Untersuchung ergibt, daß auch damals
schon der Begriff in dem Sinn gebraucht wurde, wie er in Lehre
und Schrifttum (z. B. Adamovich, Handbuch des Österreichischen
Verwaltungsrechtes, 2. Band, Wien 1953; Antoniolli, Allgemeines
Verwaltungsrecht, Wien 1954) dargestellt wird, nämlich als Zweck-
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vermögen, daß gemäß gesetzlicher Vorschrift als juristische Person
organisiert ist. Diese Feststellung kann u. a. aus dem im BGBL
Nr .. 187(1925 verlautbarten, auf dem Bundesgesetz vom 15. April
1921, BGBL NI'. 252, basierenden Statut des Bundes-Wohn- und Sied-
lungsfonds, aus dem Fondskrankenanstaltengesetz vom 18. Juli
1924, BGBL NI'. 255, weiters aber auch aus dem Bundesgesetz vom
5. Dezember 1925, BGBL NI'. 432, betreffend die Errichtung eines
Bergbaufürsorgefonds (das zwar nach dem 1. Oktober 1925 beschlossen
worden ist, aber wegen des nahen zeitlichen Zusammenhanges zur
Ermittlung des in Rede stehenden Begriffsinhaltes herangezogen
werden kann) abgeleitet werden.

Die oben wiedergegebene Begriffsumschreibung trifft auf den
"Tierseuchenfonds für das Bundesland Kärnten" zu. Denn er ist
als juristische Person zu qualifizieren, weil er - ohne physische
Person zu sein - kraft Gesetzes Träger von Rechten und Pflichten
ist, die durch Organe wahrgenommen werden; Substrat dieser juri-
stischen Person ist aber - ebenfalls kraft des Gesetzes - ihr Vermögen,
das ausschließlich ganz bestimmten Zwecken dient, die im Gesetz
festgelegt sind. Es handelt sich demnach um einen Fonds im Sinne
des B.-VG.

2. Das Gesetz enthält weiters Bestimmungen, durch die die Ab-
wicklung der Aufgaben des Fonds geregelt wird (§§ 7 Abs. 1 und 4,
14 teilweise).

Die gemäß dieser Regelung vom Fonds zu entfaltende Tätigkeit
ist eine behördliche; daher sind die abzuwickelnden 4-ufgaben hoheit-
licher Art. Dies ergibt sich aus dem Abs. 4 des § 7, der vorschreibt,
daß über die Ansuchen um Beihilfen und Kostenzuschüsse durch
Bescheide im Sinne des AVG. 1950 zu entscheiden ist. Das Kuratorium
und die Landesregierung werden demnach dabei als Verwaltungs-
behörden tätig.

Diese Feststellung ist deswegen von Bedeutung, weil die Besorgung
von Aufgaben, die ein Fonds als Träger von Privatrechten abzuwickeln
hat, keine "Vollziehung" im Sinne der Kompetenzbestimmungen
der Verfassung sein kann.

II. Ob eine gesetzliche Reg€lung, die die Einrichtung eines Fonds
zum Inhalt hat, in die Geset~gebungskompetenz des Bundes oder
in die der Länder fällt, ist nach der Bestimmung des Art. 10 Abs. 1
Z. 13 B.-VG. zu beurteilen.

Im Erkenntnis Slg. NI'. 2668(1954 hat der Verfassungsgerichtshof
zum Ausdruck gebracht, Art. 10 Abs. 1 Z. 13 B.-VG. umschreibe wohl
einen Kompetenztatbestand zugunsten des Bundes, es ergäbe sich
aber aus der Formulierung dieser Bestimmung in Umkehrung
auch eine Zuständigkeit der Länder hinsichtlich Stiftungen und Fonds.
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Hiezu wird im Erkenntnis; außerdem ausgeführt: "Beide Kompetenz-
tatbestände, die sich komplementär ergänzen, regeln ..... die Frage, ,
unter welchen Voraussetzungen, der Bund und unter welchen Vor-
aussetzungen die Länder berechtigt sind, Vorschriften über die Er-
richtung, die Einrichtung und die Verwaltung von Stiftungen und
Fonds zu treffen und diese Vorschriften auch zu vollziehen. Sie be-
antworten ..... nur die 'Frage, welcher Gesetzgeber berechtigt ist,
bei Regelung einer bestimmten Verwaltungs materie die Form der
Stiftung oder. des Fonds zu wählen und beziehen sich' mithin .....
nur auf die Zuständigkeit für die Wahl einer derartigen Konstruk-
tion. Niemals aber kann die Absicht des Gesetzgebers, zur Errei-
chung seines Zieles die Schaffung eines Fonds in Erwägung zu ziehen,
also ein äußerliches, rein konstruktives Moment, dafür bestimmend
sein, ob die betreffende Verwaltungsmaterie als solche unter dem
Kompetenztatbestand "Stiftungs- und Fondswesen" des Art 10
Abs. 1 Z. 13 B.-VG. oder unter die komplementäre Länderkompetenz
zu subsumieren ist. Es wird im Gegenteil die Einreihung der Materie
nach ihrem inneren Wesen dafür maßgebend sein, ob der Gesetzgeber
- des Bundes oder eines Landes, je nachdem - die Form einer Stiftung
oder eines Fonds zur Erreichung seiner Absicht wählen kann."

Diesen Ausführungen, an denen der Verfassungsgerichtshof fest-
hält, ist zu entnehmen, daß aus den sich aus dem Art. 10 Abs. 1
Z. 13 B.-VG. ergebenden, komplementären Kompetenztatbeständen
nur die Zuständigkeit zur Regelung der Organisation einer Stiftung
oder eines Fonds abzuleiten ist. Die Ausführungen haben nur den
Fall im Auge, daß der Gesetzgeber "bei der Regelung einer bestimmten
Verwaltungsmaterie die Form der Stiftung oder des Fonds" wählen
will. Unter "Verwaltungsmaterie" kann aber nur eine Angelegen-
heit der Hoheitsverwaltung im Sinne der Kompetenzverteilungs-
bestimmungen der Bundesverfassung verstanden werden. Soweit
also die Stiftung oder der Fonds Aufgaben der Hoheitsverwaltung
erfüllen soll, richtet sich die Zuständigkeit zur Übertragung dieser
Aufgaben und zur Regelung ihrer Abwicklung nach der Zuständig-
keit zur Gesetzgebung in der betreffenden Verwaltungsmaterie. So-
weit aber die Stiftung oder der Fonds nicht Hoheitsaufgaben erfülle~,
sondern die Geschäfte als Träger von privaten Rechten besorgen
sollen, gelten die Kompetenzverteilungsbestimmungen des B.-VG.
nicht. -

IH. Die Prüfung der Vorschriften des Gesetzes, die die Einrich-
tung des Fonds regeln (vgl. oben I Z. 1), unter dem Gesichtspunkt
der Bestimmung des Art 10 Abs. 1 Z. 13 B.-VG. ergibt die Zuständig-
keit der Landesgesetzgebung, sie zu erlassen.



Nr. 3685. Erk. v. 16. März 1960, K lI-I/59. 59

Denn der Fonds geht seinen Zwecken nach nicht über den Inter-
essenbereich des Landes Kärnten hinaus. Die Zwecke sind durch
die Bestimmungen über die Verwendung der Mittel des Fonds auf
den Interessenbereich des Landes abgestellt. Die Mittel dienen näm-
lich ausschließlich der Unterstützung beitragspflichtiger Tierbesitzer,
deren landwirtschaftlicher oder sonstiger Betrieb im Lande Kärnten
liegt, soweit sie durch einen Tierverlust der im Gesetzentwurf um-
schriebenen Art in eine wirtschaftliche Notlage geraten sind. (Wenn
auch die Bestimmung des § 7 Abs. 3 des Tierseuchenfondsgesetzes
ausschließlich die Voraussetzungen für die Gewährung von Beihilfen
in Tierseuchenfällen gemäß § 2 lit. a regelt, so ist aus dem Zusammen-
hang mit den auch für die neue lit. c geltenden sonstigen Vorschriften,
insbesondere aus § 5, zu schließen, daß sie analogerweise auch bei
der Handhabung der neuen lit. c zu beachten wäre.) Anderseits
enthält die Regelung keine Bestimmungen, die zum Ausdruck bringen
oder auch nur anzeigen würden, daß der Zweck des Fonds über den
Interessenbereich des Landes hinausgeht.

Es handelt sich demnach im konkreten Fall um einen Fonds,
dessen gesetzliche Regelung nicht unter den Konpetenztatbestand
des Art. 10 Abs. 1 Z. 13 B.-VG. fällt. Daher ist der komplementäre
Kompetenztatbestand des Art. 15 Abs. 1 B.-VG. wirksam.

IV. Ob der Landesgesetzgeber zuständig ist, die Bestimmungen
des den Gegenstand des Verfahrens bildenden Gesetzes über die be-
hördliche Tätigkeit (vgl. oben I Z. 2) zu erlassen, ist danach zu be-
urteilen, ob

1. die Materie unter Art. 15 Abs. 1 B.-VG. zu subsumieren
ist oder nicht;

2. es die Verfassung auch zuläßt, daß der Landesgesetzgeber
die Besorgung dieser Angelegenheit

a) überhaupt einem Fonds überläßt,
b) im besonderen die Form der Besorgung dieser Angelegen-

heit durch einen Fonds so regelt, wie es im § 4 des Tier-
seuchenfondsgesetzes geschieht.

Zu Z. 1: Aus dem Antrag der Kärntner Landesregierung ergibt
sich, daß durch die neue lit. c im § 2 des Tierseuchenfondsgesetzes
lediglich "die Möglichkeit von Beihilfen für Tierverluste, die nicht
die Folge von Tierseuchen oder sonstigen Erkrankungen sind, .....
also in der Regel bei Unfällen (z. B. Absturz von Weidevieh, Blitz-
schläge usw.) ..... vorgesehen werden soll". Nach Meinung der
oberösterreichischen Landesregierung ist es nicht ganz geglückt,
diese Absicht im Wortlaut des Entwurfes zu verwirklichen. Es seien
nämlich auch jene "Fälle von Tierverlusten infolge Tierseuchen
oder sonstiger Erkrankungen" die von § 2 lit. ades Tierseuchen-
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fondsgesetzes nicht erfaßt werden, "andere als in lit. a angeführte
Fälle". Die oberösterreichische Landesregierung will damit zum
Ausdruck bringen, daß bei grammatikalischer Auslegung der lit. c
darunter auch Fälle zu subsumieren sind, die zwar nicht zur lit. a
gehören, aber Tierseuchenfälle im Sinne der Veterinärgesetzgebung
des Bundes sind. Der Verfassungsgerichtshof pfiichtet dieser Mei-
nung der oberösterreichischen Landesl'egierung bei. Es geht jedoch
bei seiner weiteren Untersuchung von der Absicht der Kärntner
Landesregierung aus. Im konkreten Fall muß nämlich der teleolo-
gischen Betrachtungsweise gegenüber der grammatikalischen der
Vorzug gegeben werden.

Die Bekämpfung einer wirtschaftlichen Notlage, die durch einen
Tierverlust entstanden ist, der nicht infolge einer Seuche oder einer
sonstigen Erkrankung eingetreten ist, gehört zu keiner der Angelegen-
heiten (Kompetenztatbestände), deren gesetzliche Regelung durch
Art. 10 bis 12 B.-VG. oder andere Bestimmungen der Bundesver-
fassung dem Bund vorbehalten ist. Insbesondere ist es allein schon
deswegen von vornherein ausgeschlossen, daß die Angelegenheit
zur Materie "Veterinärwesen" (Art. 10 Abs. 1 Z. 12 B.-VG.) gehört,
weil ein Zusammenhang mit dem Gesundheitszustand der Tiere
oder mit der Volksgesundheit, soweit sie von der Tierhaltung oder
Verwertung tierischer Produkte berührt wird (vgl. Erk. Slg. NI'. 2073/
1950), nicht gegeben ist. Die Vorarlberger Landesregierung wirft
auch die Frage auf, ob die Angelegenheit dem Armenrecht (Art. 12
Abs. 1 Z. 2 B.-VG.) zugezählt werden könnte. Dies ist zu verneinen:
Gemäß § 7 Abs. 2 des Tierseuchenfondsgesetzes können Beihilfen
bis zu vier Fünftel des Schätzwertes des verlorenen Tieres gegeben
werden. Wenn auch diese Bestimmung, ebenso wie die Bestimmung
des § 7 Abs. 3 leg. cit., in der von landwirtschaftlichen oder sonstigen
Betrieben der Tierbesitzer gesprochen wird, ausschließlich auf die
Tierseuchenfälle der lit. a im § 2 leg. cit. abgestellt ist, so ist doch daraus
im Zusammenhang mit den anderen Vorschriften eindeutig zu schließen,
daß unter "wirtschaftliche Notlage" im Sinne der neuen lit. c ledig-
lich eine betriebliche Notlage und nicht eine Notlage im Sinne des
Fürsorgerechtes zu verstehen ist.

Da also die Regelung keiner der Bundesgesetzgebung vorbehalte-
nen Materie zuzuordnen ist, verbleibt sie in der Zuständigkeit der
Länder gemäß Art. 15 Abs. 1 B.-VG.

Zu Z. 2 lit. a: Über die Frage, ob es die Bundesverfassung zuläßt,
daß der Landesgesetzgeber die Besorgung der Angelegenheiten gemäß
Z. 1 einem Fonds überträgt, war zu erwägen:

Nach der Bundesverfassung gibt es nur eine Vollziehung des
Bundes und eine der Länder.



Nr. 3685. Erk. v. 16. März 1960, K lI-I/59. 61

Die Bundesverfassung schreibt aber nicht vor, daß die Vollziehung
des Bundes nur durch Organe des Bundes und die der Länder nur
durch Organe des betreffenden Landes erfolgen darf. Sie sieht da-
gegen ausdrücklich vor, daß bestimmte Vollzugsangelegenheiten
durch Organe der Gemeinden wahrzunehmen sind. Über die Besor-
gung der Vollziehung durch andere juristische Personen, also durch
Organe anderer juristischer Personen, enthält die Bundesverfassung
nichts. Der Verfassungsgesetzgeber hat aber im Zeitpunkt der Er-
lassung des B.-VG. im Jahre 1920 und später bei der Inkraftsetzung
der Kompetenzartikel des B.-VG. im Jahre 1925 eine Rechtsordnung
vorgefunden, in der Organe anderer juristischer Personen als der
Gebietskörperschaften (im folgenden kurz "Nicht-Gebietskörper-
schaften" bezeichnet) als Behörden eingerichtet waren (z. B. die
Organe der Pensionsanstalten gemäß dem Gesetz betreffend die
Pensionsversicherung, RGBI. Nr. 1/1907, der Fischerei-Reviere
nach den einzelnen Landesgesetzen, der Gewerbegenossenschaft,en
nach §§ 106 ff. der Gewerbeordnung, der öffentlichen Feuerwehren
nach den einzelnen Landesgesetzen, der Bezirksarmenfonds gemäß
dem n. ö. Landes-Armengesetz, LGBI. Nr. 53/1893). Er hat bei der
Regelung der Einordnung der diesbezüglichen Gesetze in die Kom-
petenzverteilungsordnung (§§ 2 bis 7 Verf.-GÜ. 1920) eine Änderung
nicht verfügt. Es muß angenommen werden, daß der Bundes- Ver-
fassungsgesetzgeber es stillschweigend als verfassungsrechtlich zu-
lässig ansah, für vereinzelte Aufgaben Organe von Nicht-Gebiets-
körperschaften mit der Vollzugsgewalt des Bundes oder eines Landes
auszustatten, ihnen also Behördenqualität zu geben. Dies gilt auch
für Fondsorgane. Denn auch Fonds befanden sich zu den angegebenen
Zeitpunkten unter den Nicht-Gebietskörperschaften, deren Organe
mit behördlichen Aufgaben betraut waren, wie das Beispiel der er-
wähnten n: ö. Bezirksarmenfonds zeigt.

Die vorstehend umschriebene Annahme kann aber nur soweit
zutreffen, als sich nicht aus dem durch den Wesensgehalt der Bundes-
verfassung allgemein bestimmten Aufbau der staatlichen Verwal-
tung oder aus einzelnen besonderen Bestimmungen der Bundes-
verfassung eine Einschränkung ergibt. Durch die Übertragung
von Hoheitsaufgaben auf Organe von Nicht-Gebietskörperschaften
darf daher z. B. nicht in das Wesen der Bezirksverwaltung (§ 8 Abs. 5
Verf.-ÜG. 1920) oder der Landesschulbehörden (Art. 102 a' B.-VG.,
§ 42 Verf.-ÜG. 1920) oder in den selbständigen Wirkungsbereich
der Gemeinden (§ 8 Abs. 5 lit. f Verf.-ÜG. 1920) eingegriffen werden.
Es muß u. a. auch das dem Art 102 B.-VG.innewohnende Hindernis,
bestimmte Angelegenheiten aus der Kompetenz des Landeshaupt-
mannes als Organ der mittelbaren Bundesverwaltung herauszunehmen,



62 Nr. 3686. Beschl. v. 16. März 1960, B 422/59.

beachtet werden. Der Verfassungsgerichtshof konnte nicht finden,
daß der Landesgesetzgeber im konkreten Fall die aufgezeigten Grenzen
seiner Zuständigkeit überschreitet.

Zu Z. 2 lit. b: Auch zur Regelung der Form, in der der Fonds
durch sein Organ (Kuratorium) behördlich tätig zu werden hat,
ist der Landesgesetzgeber zuständig. Denn es wird insbesondere
die der Landesregierung verfassungsgesetzlich zukommende Vollzugs-
kompetenz (Art. 101Abs. 1B.-VG.) vollkommen gewahrt. Die Stellung
der Landesregierung als in der Materie sachlich in Betracht kommende
oberste Behörde wird in keiner Weise berührt. Vor allem wird ihr
umfassendes Weisungsrecht gemäß Art. 20 B.-VG. nicht geschmälert.
Sie ist sogar auch instanzenmäßig übergeordnete Behörde. Es fehlt
demnach im gegebenen Zusammenhang die Voraussetzung für eine
Prüfung, ob es dem Landesgesetzgeber zukommen würde, die Zu-
ständigkeit der sachlich in Betracht kommenden Oberbehörde gegen-
über einem als Behörde tätig werdenden Fonds auf die Aufsichts-
führung zur Wahrung des Gesetzes einzuschränken und damit dem
Fonds eine Autonomie (einen selbständigen Wirkungsbereich) einzu-
räumen.

c.
Angelegenheiten, wie sie den Inhalt des vorgelegten Gesetzent-

wurfes bilden, fallen demnach in die Gesetzgebungszuständigkeit
der Länder gemäß Art. 15 Abs. 1 B.-VG.

Die Verpflichtung des Bundeskanzlers zur unverzüglichen Kund-
machung des Rechtssatzes ist in § 56 Abs. 4 VerfGG. 1953 be-
gründet.

3686
Dienstrecht. Die administrativen Ersatzerkenntnisse sind keine

Bescheide.
Besehl. v. 16. März 1960, B 422/59.

Die Beschwerde wird zurückgewiesen.
Der Antrag, die Beschwerde zur Entscheidung darüber, ob der Beschwerde-

führer durch das angefochtene "Ersatz erkenntnis" in einem sonstigen
Recht verletzt worden ist, dem Verwaltungsgerichtshof abzutreten, wird
abgeWiesen.

Begründung:
Der Verfassungsgerichtshof hat schon in seinem Erk. Slg. Nr. 1429/

1931 zum Ausdruck gebracht und ausführlich begründet, daß die ad-
ministrativen Ersatzerkenntnisse nicht als Bescheide, sondern vielmehr
nur als Aussprüche einer Verwaltungsstelle als Partei in eigener Sache,


